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Drucksache V/1999 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l —68070 — 5811/67 


Bonn, den 10. Juli 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Änderung von Artikel 14 der 
Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 19. Juni 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck : Bonner Univorsitäts-Buchdruckorei. 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54 , Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung von Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 

des Rats 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 14 Absatz 7 und die Artikel 28, 92 bis 94, 
1 11 ff. und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung Nr. 83/67/EWG *) hat der 
Rat für die einzelnen Waren, die unter die Verord- 
nung Nr. 160/66/ EWG des Rats für die Einführung 
einer Handelsregelung für bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse 2 ) fallen, und unter 
Berücksichtigung der zu diesem Zweck festgelegten 
Zollspezifikationen die Grunderzeugnismengen fest- 
gelegt, bei denen davon ausgegangen wird, daß sie 
zur Herstellung dieser Waren verwendet wurden. 
Die bei der Einfuhr der betreffenden Waren in die 
Mitgliedstaaten anwendbaren beweglichen Teilbe- 
träge werden nach Maßgabe der auf diese Weise be- 
stimmten pauschalen Grunderzeugnismengen be- 
rechnet. 

Gemäß Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG darf der Erstattungsbetrag, den ein Mitglied- 
staat für Grunderzeugnisse oder diesen gleichge- 
stellte Erzeugnisse bei der Ausfuhr dieser Waren 
nach dritten Ländern gewährt, den bei der Einfuhr 
der gleichen Waren aus dritten Ländern anwend- 
baren beweglichen Teilbetrag nicht überschreiten. 

Im Anschluß an seine Entschließung vom 27. Ok- 
tober 1966 über die finanzielle Verantwortung der 
Gemeinschaft für die landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse, die zu nicht unter Anhang II fallenden Waren 
verarbeitet und nach dritten Ländern ausgeführt 
werden 3 ) hat der Rat indessen in Anwendung der 
Verordnungen über die Errichtung gemeinsamer 
Marktorganisationen mit Verordnung Nr. . . ./67/ 
EWG die Bestimmungen zur Festlegung der allge- 
meinen Regeln für die Gewährung von Erstattungen 
bei der Ausfuhr der betreffenden landwirtschaft- 
lichen Grunderzeugnisse und gleichgestellten 
Erzeugnisse in Form von Waren dieser Gruppe nach 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 81 
vom 26. April 1967, S. 1597/67 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 
;J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3369/66 


dritten Ländern und zur Festlegung der Kriterien 
für die Festlegung der Erstattungsbeträge erlassen; 
diese Bestimmungen sind ab 1. Juli 1967 anzuwen- 
den. 

Diese Bestimmungen und die Bestimmungen von 
Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG kön- 
nen nicht gleichzeitig angewandt werden. Infolge- 
dessen ist der betreffende Artikel so zu ändern, 
daß er den Bestimmungen entspricht, die der Rat 
für die Gewährung von Erstattungen bei der Aus- 
fuhr der Grunderzeugnisse und gleichgestellten Er- 
zeugnisse in Form von Waren dieser Gruppe er- 
lassen hat. 

Bei dieser Änderung ist zu berücksichtigen, daß 
die Gleichheit der Wettbewerbsbedingungen bei der 
Rohstoffversorgung zwischen den Verarbeitungsbe- 
trieben, die im Hinblick auf die Ausfuhr dieser Wa- 
ren nach dritten Ländern im Veredelungsverkehr 
aus diesen Ländern eingeführte Grunderzeugnisse 
verwenden, und den Verarbeitungsbetrieben, die 
gleichartige Erzeugnisse aus der Gemeinschaft ver- 
wenden, gewahrt werden muß. Für die unter diesen 
Bedingungen eingeführten Waren sind die gleichen 
Grunderzeugnisäquivalenzverhältnisses vorzusehen, 
die auch für die Gewährung der Erstattungen maß- 
geblich sind; die Frist im Veredelungsverkehr ist 
auf die in Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG für die Ausfuhr der aus Grund- 
erzeugnissen der Gemeinschaft hergesteilten Waren 
nach dritten Ländern bei Vorausfestsetzung der Er- 
stattung vorgesehene Frist zu begrenzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rats wird wie folgt geändert: 

„Artikel 14 

1. Der Erstattungsbetrag, den ein Mitgliedstaat 
für Grunderzeugnisse oder diesen gleichgestellte 
Erzeugnisse, bei der Ausfuhr der unter Artikel 2 
Absatz 1 fallenden Waren nach dritten Ländern 
gewährt, darf den in Anwendung der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG des Rats festgesetzten Betrag 
nicht überschreiten. 

2. Die Menge an Grunderzeugnissen, gleichge- 
stellten Erzeugnissen oder Verarbeitungserzeug- 
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nissen aus Grunderzeugnissen oder gleichgestell- 
ten Erzeugnisse, bei der ein Mitgliedstaat im Hin- 
blick auf die spätere Ausfuhr von Waren im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 nach dritten Län- 
dern bzw. als Folge dieser Ausfuhr keine Zölle, 
Abschöpfungen oder andere Abgaben mit gleicher 
Wirkung erhebt, darf nicht größer sein als die in 
Artikel 4 der Verordnung Nr. . . ./67/EWG des 
Rats für die Gewährung der Erstattung vorge- 
sehene Menge. 

Die Menge an Waren im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1, bei der ein Mitgliedstaat im Hinblick 
auf die spätere Ausfuhr von anderen Waren im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 nach dritten Län- 
dern bzw. als Folge dieser Ausfuhr nicht die in 
Artikel 10 vorgesehene Abgabe erhebt, ist die zur 
Herstellung dieser Waren tatsächlich verwendete 
Menge. 

Für Grunderzeugnisse, diesen gleichgestellte 
Erzeugnisse, die in den unter den in diesem Ab- 
satz genannten Bedingungen hergestellten Waren 
enthalten sind, darf keine Erstattung gewährt wer- 
den. 

(3) Die für Grunderzeugnisse, gleichgestellte Er- 
zeugnisse oder Verarbeitungserzeugnisse aus 
Grunderzeugnissen, gleichgestellten Erzeugnissen 
oder aus Waren im Sinne von Artikel 2 Absatz 1, 
die zu den in Absatz 2 genannten Bedingungen 
eingeführt werden, eröffneten Konten, werden in- 
nerhalb einer Frist von höchstens 6 Monaten sal- 
diert." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt an in Kraft. 

Die Verordnung ist ab 1. Juli 1967 anwendbar. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


In seiner Entschließung vom 27. Oktober 1966 über 
die finanzielle Verantwortung der Gemeinschaft für 
die landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse, die zu 
nicht unter Anhang II fallenden Waren verarbeitet 
und nach dritten Ländern ausgeführt werden, kam 
der Rat überein, daß im Rahmen der einzelnen ge- 
meinsamen Marktorganisationen geeignete Bestim- 
mungen erlassen werden sollten, durch die sicher- 
gestellt würde, daß die landwirtschaftlichen Grund- 
erzeugnisse oder die diese Grunderzeugnisse oder 
ihre Verarbeitungserzeugnisse ersetzenden land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse den Verarbeitungsbe- 
trieben auf der Grundlage der Weltmarktpreise zur 
Verfügung gestellt werden, sofern diese Erzeugnisse 
in Form von nicht unter Anhang II des Vertrages 
fallenden und in einer beigefügten Liste aufgeführ- 
ten Waren nach dritten Ländern ausgeführt werden. 
Diese Bestimmungen sollen ab 1. Juli 1967 ange- 
wandt werden. 

Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rats bestimmt jedoch, daß der Erstattungsbetrag, 
den ein Mitgliedstaat für Grunderzeugnisse oder 
diesen gleichgestellte Erzeugnisse bei der Ausfuhr 
der unter diese Verordnung fallenden Waren nach 
dritten Ländern gewährt, den bei der Einfuhr der 
gleichen Waren aus dritten Ländern anwendbaren 
Teilbetrag nicht überschreiten darf; der bewegliche 
Teilbetrag wird auf Grund von Artikel 2 Absatz 4, 
kombiniert mit den Artikeln 3 und 10 jener Verord- 
nung nach Maßgabe einer pauschalen Zusammen- 
setzung dieser Waren aus den zu ihrer Herstellung 
verwendeten Grunderzeugnissen bestimmt. 

Da der Termin für die Anwendung der Verordnung 
Nr. 160/66/EWG durch die Verordnung Nr. 61/67/ 
EWG des Rats auf den 1. Juni 1967 verschoben wor- 
den ist, lag nur ein Monat zwischen dem für die An- 
wendung dieser Verordnung festgesetzen Termin 
und dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der vom Rat 
gemäß seiner Entschließung vom 27. Oktober 1966 
zu erlassenden Bestimmungen hinsichtlich der Er- 
stattungen. 


Da die Anwendung von Artikel 14 während einer 
derart kurzen Zeitspanne den Ausfuhrhandel der 
EWG offenbar empfindlich stören würde, beschloß 
der Rat nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
mit Verordnung Nr. 100/67/EWG vom 22. Mai 1967, 
die Anwendung dieses Artikels auszusetzen. 

Inzwischen hat sich die Kommission die allgemeinen 
Bestimmungen für die Bedingungen, unter denen Er- 
stattungen bei der Ausfuhr von Agrarerzeugnissen 
in Form von nicht unter Anhang II fallenden Waren 
nach dritten Ländern gewährt werden können, aus- 
gearbeitet und in einem entsprechenden Verord- 
nungsvorschlag (Dok ) dem Rat unterbreitet. 

Grundsätzlich ist darin die Gewährung von Erstat- 
tungen nach Maßgabe der tatsächlichen Zusammen- 
setzung der ausgeführten Waren aus den zu ihrer 
Herstellung verwendeten Grunderzeugnismengen 
vorgesehen, also eine Regelung, die von den vor- 
erwähnten Bestimmungen des Artikels 14 der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG abweicht. 

Wird dieser Vorschlag angenommen, so erfordert 
seine Durchführung eine Änderung der derzeitigen 
Fassung von Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG, damit die betreffenden Bestimmungen mit den 
in Zukunft geltenden Erstattungsregeln in Einklang 
gebracht werden. 

Dies ist Gegenstand des vorliegenden Verordnungs- 
vorschlags, in dem bestimmt wird, daß der Erstat- 
tungsbetrag, den ein Mitgliedstaat für Grunderzeug- 
nisse oder diesen gleichgestellte Erzeugnisse bei der 
Ausfuhr der unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG 
fallenden Waren nach dritten Ländern gewährt, den 
Betrag nicht überschreiten darf, der in Anwendung 
der vom Rat anderweitig erlassenen Erstattungs- 
regeln festgesetzt wird; die Verordnung paßt ferner 
diejenigen Bestimmungen des derzeitigen Arti- 
kels 14, die sich auf die Inanspruchnahme der Ver- 
edelungsverkehrsregelung durch die Mitgliedstaaten 
beziehen, an diese neuen Gegebenheiten an. 
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